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Schriftlicher Bericht 

des Rechtsausschusses 
(12. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu dem Vertrag vom 15. Juni 1964 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik von Portugal 
über die Auslieferung und die Rechtshilfe in Strafsachen 

— Drucksache V'/1595 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Wahl 


Der Rechtsausschuß hat die Vorlage in seiner 
Sitzung vom 10. Mai 1967 geprüft und ist einstimmig 
zu dem Schluß gekommen, dem Bundestag die Zu- 
stimmung zu dem vorgeschlagenen Gesetz zu dem 
Vertrag vom 15. Juni 1964 zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Republik von Portu- 
gal über die Auslieferung und die Rechtshilfe in 
Strafsachen zu empfehlen. Die dem Vertragstext 
beigefügte „Denkschrift zu dem Vertrag" erläutert 
eingehend die einzelnen Artikel des Vertrags und 
macht deutlich, daß alle Bestimmungen sich eng an 
die Auslieferungsverträge mit Frankreich vom 
29, November 1951 (BGBl. 1953 II S. 191), mit Bel- 
gien vom 17. Januar 1958 (BGBl. 1959 II S. 26), mit 
Österreich vom 22. September 1958 (BGBl. 1960 II 
S, 1341), mit Monaco vom 21. Mai 1962 (BGBl. 1964 
II S. 1297) sowie an das Europäische Auslieferungs- 
abkommen vom 13. Dezember 1957 und an das 
Europäische Übereinkommen über die Rechtshilfe 
in Strafsachen vom 20. April 1959 (BGBl. 1964 II 
S. 1369) anschließen. Einzelne Punkte seien beson- 
ders hervorgehoben; 

Nach den genannten Vorbildern werden die eine 
Auslieferung rechtfertigenden Delikte nicht einzeln 
aufgezählt, sondern nur allgemeine Grenzen der 
Auslieferung nach der Strafhöhe und Strafart nor- 
miert, wobei in Artikel 2 Abs. 3 auch die Frage ge- 
regelt wird, wie beim Zusammentreffen mehrerer 
Delikte zu verfahren ist. Ist in Portugal ein Delikt 
mit der Todesstrafe bedroht, so darf nach einer 
Auslieferung aus Deutschland das protugiesische 


Strafgericht nur auf eine lebenslängliche Zuchthaus- 
strafe erkennen; dadurch ist Artikel 102 des Grund- 
gesetzes Rechnung getragen. 

Politische und militärische Straftaten rechtfertigen 
die Auslieferung nicht. Für die Beurteilung, ob eine 
politische oder rein militärische Straftat vorliegt, 
ist allein der um die Auslieferung ersuchte Staat 
zuständig. Auch wenn der Auszuliefernde durch ein 
Ausnahmegericht abgeurteilt werden soll oder ab- 
geurteilt worden ist, unterbleibt die Auslieferung. 
Ob ein Ausnahmegericht vorliegt, entscheidet der 
ersuchte Staat. Die Auslieferung wegen fiskalischer 
Delikte bleibt einer besonderen Vereinbarung Vor- 
behalten. Eigene Staatsangehörige werden nicht aus- 
geliefert, doch ist der Heimatstaat verpflichtet, selbst 
die Strafverfolgung zu betreiben und von der Ent- 
schließung seiner Strafverfolgungsbehörden dem er- 
suchenden Staat Mitteilung zu machen. 

Hat der ersuchte Staat selbst die Möglichkeit, 
nach seinem Recht den Täter zu verfolgen, so 
braucht er nicht auszuliefern, kann es aber tun, wenn 
anzunehmen ist, daß in dem ersuchenden Staat der 
Sachverhalt leichter aufgeklärt werden kann. Be- 
sonders eingehend ist das Spezialitätsprinzip i. S. 
des modernen Auslieferungsrechts geregelt. 

In dem 2. Teil des Vertrags ist unter der Über- 
schrift „Sonstige Rechtshilfe in Strafsachen" in Ar- 
tikel 42 unter anderem auch der Fall geregelt, daß 
eine in einem Vertragsstaat in Haft befindliche Per- 
son als Zeuge von dem Gericht des anderen Ver- 
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tragsstaats vernommen werden soll und diesem | Die weitere verfassungsrechtliche Frage, ob nach 
überstellt wird. Dann soll diese Person für die Dauer | Artikel 19 Abs. 1 Satz 2 das Grundrecht der per- 

ihres Aufenthalts im Hoheitsgebiet dieses anderen | sönlichen Freiheit durch diese Regelung, die einen 

Vertragsstaats in Haft gehalten werden. Die gleiche gesetzlichen Haftgrund enthält, ausdrücklich als 

Verpflichtung hat jeder Vertragsstaat, der auf Er- eingeschränkt bezeichnet werden muß, hat die 

suchen des anderen Vertragsstaats die Durchbe- j Denkschrift verneint, da die getroffene Regelung 

förderung eines in diesem Staat benötigten Haft- j der ständigen Vertragspraxis entspricht. Der Bun- 

lings als Zeuge durch sein Hoheitsgebiet genehmigt. | desrat hat gegen diese Auffassung keine Einwen- 
Dann muß nach Artikel 104 Abs. 2 des Grundgeset- j düng erhoben. Der Rechtsausschuß hat sich bei der 
zes ein deutscher Richter die Freiheitsentziehung Erörterung einer verwandten Frage des Wohnungs- 
für die Dauer des Aufenthalts des Zeugen in unse- Schutzes im Wasserstraßengesetz und im Wehr- 
rem Staatsgebiet durch einen Haftbefehl anordnen. pflichtgesetz die Überprüfung des gesamten Fragen- 
Weicher Richter hier am ehesten die Zuständigkeit komplexes, insbesondere des Verhältnisses der Voll- 
zum Erlaß des Haftbefehls bekommen soll, ist in der Streckungspraxis im weitesten Sinne zu den grund- 
amtlichen Begründung des Gesetzentwurfs (Druck- gesetzlichen Bestimmungen über den Schutz der 

Sache V/ 1595) unter Artikel 2 zutreffend erörtert und Grundrechte vorgenommen und behält sich vor, in 

hat in Artikel 2 des Gesetzentwurfs seinen gesetz- diesem größeren Rahmen auf die Frage zurückzu- 
1 leben Niederschlag gefunden. kommen. 

Bonn, den 8, Juni 1967 

Dr. Wahl 

Berichterstatter 


B. Antrag des Anschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/1595 — unver- 
ändert anzunehmen. 

Bonn, den 8. Juni 1967 

Der Rechtsausschuß 

Dr. Wilhelmi Dr. Wahl 

Vorsitzender Berichterstatter 
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